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Schwarz-grünes Bündnis steht
Parteien unterschreiben Koalitionsvertrag – Kutschaty übt scharfe Kritik am Programm
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Einender Posten imneuen
Kabinettkönntederüberzeugte
Katholik Nathanael Liminski
(CDU) besetzen. Er ist imGe-
spräch für das Amt des Schul-
ministers. Der Zentralrat der
Konfessionsfreien kritisiert die
Personalie. Unserer Redaktion
sagte der Vorsitzende des Ver-
eins, PhilippMöller: „Jemand
wieNathanael Liminskimit sei-
nen radikal christlichen Vorstel-

lungen sollte nicht dieBildungs-
politik eines Landes bestim-
men.“DiePersonalie sei einBei-
spiel für „demokratische Ver-
antwortungslosigkeit“. Religiö-
se Beeinflussung von Schülern
müsse verhindert werden, for-
derteMöller und fügte hinzu,
bei einemsolchenBildungsmi-
nister sei klar, wie esmit sexu-
eller Aufklärung imSchulunter-
richtweitergehenwürde. (swi)

Mützenich
sieht Scholz
in der Pflicht
Klare Ansage in
Corona-Politikgefordert

„Kardinal Woelki ist das Problem“
RekordaustrittszahlenimErzbistumKöln–KirchewillVertrauenzurückgewinnen

Oslo:
Verdächtiger
in U-Haft

VONMATTHIAS KORFMANN
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Düsseldorf. „Vertrauen“ sei ge-
wachsen, ein „Miteinander“
möglich: Ministerpräsident
Hendrik Wüst (CDU) und seine
künftige Stellvertreterin Mona
Neubaur (Grüne) besiegelten am
Montag um 14.15 Uhr mit ihren
UnterschriftenunterdenKoaliti-
onsvertrag das erste schwarz-
grüne Bündnis in NRW. In den
RäumendesDüsseldorfer Kunst-
vereins „Malkasten“, in denen in
denvergangenendreiWochenet-
wa 150 Verhandler um rund 150
Seiten K-Vertrag gerungen hat-
ten, starteten die ungleichen
PartnerCDUundGrünein ihrRe-
gierungsexperiment. Im Kern
gehtes ihnendarum,NRWinden
kommendenfünfJahrenzur„ers-
ten klimaneutralen Industriere-
gion Europas“ zu machen. Mehr
Windkraftanlagen und eine So-
larpflicht sind wichtige Schritte
auf demWeg zu diesemZiel.
Etwas Gutes für NRW sei ge-

lungen, sagteHendrikWüst über
den Vertrag zwischen CDU und
Grünen.DassdieVerhandlerinall
den Wochen praktisch nichts
nach außen dringen ließen, sei
„eineguteGrundlagefürVertrau-
en“.UndeinbelastbaresBündnis
sei in diesen unsicheren Zeiten
auch bitter nötig. „Es wird Ereig-
nisse geben, die in diesem Ver-
trag nicht beschrieben sind“,
warnteWüst.Vor fünf Jahren ha-
be zum Beispiel niemand an Co-
rona oder einen Krieg in Europa
gedacht. „Das Leben kommt im-
mer anders“, pflichtete Mona
Neubaur ihmbei.
Die Frauen und Männer aus

der sogenannten Steuerungs-
gruppe setzten ihre Unterschrif-
tenunter den„Zukunftsvertrag“.
Neben Neubaur undWüst unter-
zeichneten CDU-Fraktionschef
Bodo Löttgen, der Grünen-Bun-
destagsabgeordneteFelixBanas-
zak, Heimatministerin Ina
Scharrenbach (CDU), Grünen-
Landesgeschäftsführer Raoul
Roßbach, Staatskanzlei-Chef
Nathanael Liminski (CDU), die

künftige Familienministerin Jo-
sefine Paul (Grüne) sowie Grü-
nen-Fraktionschefin Verena
Schäffer das Papier mit edlen
Schreibgeräten aus Frankreich.
Zu den Unterzeichnern zählen
auch die frisch gewählten Grü-
nen-Landesvorsitzenden Yazgü-
lü Zeybek und TimAchtermeyer.
HatmitWüstundNeubaurein

politisches Traumpaar zueinan-
der gefunden? Die beiden Mitt-
vierziger präsentierten sich am
Montag als solches, wenngleich
es Wüst westfälisch-nüchtern
beschrieb: „Ich habe das Gefühl,
dasfunktioniert.“Neubaursagte:
„Wir kannten uns vorher nicht.
Wir hatten nur die Handynum-
mern voneinander. Aber wir ha-
ben uns kennengelernt als Strei-
terin und Streiter an der Spitze
derVerhandlungsteams.“Mitfai-
renMittelnund„aufAugenhöhe“
geheman an die Arbeit.
Zu denen, die nicht recht da-

ran glauben, dass es traumhaft
läuft zwischen Schwarzen und

Grünen,gehörtThomasKutscha-
ty. Der SPD-Landtagsfraktions-
chefschalteteguteineStundevor
derBesiegelungdesneuenBünd-
nisses indenOppositionsmodus.
„ArbeitnehmerinnenundArbeit-
nehmerwerdenvondieserRegie-
rung nicht viel zu erwarten ha-
ben. Schwarz-Grün droht zu ei-
ner Regierung für Besserverdie-
nende zu werden“, sagte Kut-

schaty. Der Koalitionsvertrag be-
schere zehn Millionen Mieterin-
nen und Mietern in NRW keinen
besserenSchutzvorexplodieren-
den Wohnkosten. Pflegerinnen
und Pfleger an den Unikliniken
warteten bisher vergeblich auf
festeZusagenfüreinen„Tarifver-
trag Entlastung“, Industrie-Be-
schäftige, zum Beispiel bei Val-
lourec,bangtenumihreJobs,und

die angekündigte Solarpflicht
dürfte viele Eigentümer finanzi-
ell schwer belasten, wetterte der
alteundneueOppositionsführer.
Kutschaty drohte sogar da-

mit, den im Jahr 2014 zwischen
SPD, Grünen undCDU geschlos-
senen „Schulfrieden“ im kom-
menden Jahr nicht zu verlän-
gern. Der Koalitionsvertrag bie-
te „keine Basis“ mehr dafür. Be-
gründung: Das Papier enthalte
kein Abschulungsverbot, lege
das gemeinsame Lernen zwi-
schen Kindernmit und ohne Be-
hinderung (Inklusion) allein in
die Entscheidungsgewalt der
Schulen und lasse offen, wie viel
GeldNRWbereitstellt, umSchu-
len in sozialen Brennpunkten
besser auszustatten.
Auf die Unterzeichnung des

Koalitionsvertrags soll amheuti-
genDienstagdieWiederwahlund
Vereidigung des Ministerpräsi-
denten folgen. AmMittwochwill
WüstdieneuenCDU-Ministerin-
nen und-minister vorstellen.

Ausgelassene Stimmung zum Start: Mona Neubaur und Hendrik Wüst unterzeichnen den Koalitionsvertrag. Foto: dpa

Debatte ummöglichen Minister Liminski

Berlin. SPD-Fraktionschef Rolf
Mützenich setzt im Ringen in
der Ampel-Koalition um ein
neues Infektionsschutzgesetz
auf eine klare Ansage von Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD).
Dieser werde „die verantwor-
tungsvollen Schritte einfordern,
die wir in Zukunft zur Bekämp-
fung der Pandemie brauchen“,
sagte Mützenich den Zeitungen
der Funke-Mediengruppe.
Er betonte, nach jetzigem

Stand seien weiterreichende
Maßnahmen nötig, als sie aktu-
ell zur Verfügung stünden. Bis-
lang lehnt vor allem die FDP die
Wiedereinführung strengerer
Maßnahmen wie eine Auswei-
tung derMaskenpflicht ab.Müt-
zenichsagtedazu,erhabesichin
der Vergangenheit oft andere
EntscheidungenvonderFDPge-
wünscht.
Auf die Frage, ob für das neue

Infektionsschutzgesetz ein
Machtwort von Scholz erforder-
lich sei, sagte er: „Im Sinne sei-
nes Amtseides wird er auch in
dieser Frage das tun, was nötig
ist, um Schaden vom deutschen
Volk abzuwenden.“ Ende der
Woche will der Sachverständi-
genrat seinen Bericht zur Evalu-
ierung der bisherigen Schutz-
maßnahmen gegen die Corona-
Pandemie vorlegen. „Wir wer-
dendenEvaluierungsberichtab-
warten und daraus unsere
Schlüsse ziehen. Vor allem aber
ziehen wir Lehren aus der Ver-
gangenheit“, sagte Mützenich
dazu. (afp)

Hadert mit dem Kurs der FDP:
Rolf Mützenich.

VONDIERK HIMSTEDT
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Köln. 41 000 Austritte verzeich-
nete allein das Erzbistum Köln
im vergangenen Jahr. So viele
wie noch zuvor und auch wie in
keiner anderen Diözese im Bun-
desgebiet. Der scheidende Köl-
ner Generalvikar Markus Hof-
mann erklärte, das Erzbistum
Köln müsse anerkennen, „dass
der schmerzvolleWegderAufar-
beitung und andere Krisen das
Vertrauen vieler Menschen in
die Kirche heftig erschüttert ha-
ben“. Man wolle aber alles dar-
ansetzen, verlorenes Vertrauen
zurückzugewinnen.
Der münstersche Kirchen-

rechtler Thomas Schüller sieht
aufgrund der neuen Zahlen ei-
neneindeutigenSchuldigendie-
ser für die katholische Kirche so
besorgniserregenden Entwick-
lung:„Esgibt Situationen, inde-
nenmannichtmehraufdieFüße
kommt. Kardinal Woelki ist das
Problem. Das Vertrauen der
Gläubigen in ihn und sein Gene-
ralvikariat ist komplett zerrüt-
tet.“ Er habe das aus vielen Ge-
sprächen mit Gläubigen und
Priestern erfahren. Die haben
oftmals erzählt, dass Austreten-

de nichtwegen derGemeindear-
beit vor Ort ihre Kirche verlas-
sen, sondern wegenWoelki. Der
Kardinal sei für viele Mitglieder
mittlerweile der Inbegriff für die
Reformunfähigkeit der katholi-
schen Kirche geworden. „Viele,
die die Kirche aktuell verliert,
sind gläubige Katholiken. Die
Menschen wollen ihr Geld nicht
mehreinerKirchegeben,dievon
Kirchenrepräsentantenwie dem
Kardinal vertreten werden“, er-
läutert Schüller. Der Druck auf

die Führung des Kölner Erzbis-
tums werde durch die vielen
Austritte auch aus finanziellen
Gründen weiter steigen. Denn
gut situierte Kirchensteuerzah-
lertretenaktuellaus.Diefehlen-
den Einnahmen werde auch das
reicheErzbistumKöln aufDauer
nicht verkraften, so Schüller ge-
genüber der Rundschau.
Das Erzbistum teilte auf

Nachfrage der Rundschau mit,
was in Zukunft geschehen soll,
um die Krise zu überwinden:

„Vertrauen wieder zu gewinnen
wird Zeit brauchen.“ Im Erzbis-
tum hoffe man darauf und setze
seine Anstrengungen darein,
dass Menschen insbesondere
auf der persönlichen Ebene wie-
der vermehrt positive Erfah-
rungen mit Glauben und Kirche
machen können. Zum Beispiel
vor Ort in den Pfarreien, bei be-
sonderenLebensereignissenwie
Taufen und Hochzeiten, bei den
vielen kirchlichen Unterstüt-
zungsangeboten im sozial-cari-
tativen Bereich, aber auch auf
der Erzbistumsebene. „Hier ha-
ben wir beispielsweise zuletzt
mit der Weltsynode und dem
Prozess #zusammenfinden gute
Erfahrungen in der dialogischen
Arbeit gemacht. Sowohl die Re-
sonanz als auch die Vielstim-
migkeit der Rückmeldungen
gibt Hoffnung, dass vielenMen-
schen auch weiterhin daran ge-
legen ist, die Zukunft der Kirche
aktiv mitzugestalten“, so das
Erzbistum weiter. Gleichzeitig
hoffe man auf die Chance, Tag
fürTagauchdievielengutenSei-
ten der Kirche sichtbar machen
zu können und dafür zu sorgen,
dass sie – bei aller Kritik – nicht
vergessen werden.

WirdvonvielenGläubigen für die vielenAustritte imKölner Erzbistum
verantwortlich gemacht: Rainer Maria Kardinal Woelki. Foto: dpa

Oslo.Nach den tödlichen Schüs-
sen rund um eine Schwulenbar
in Oslo muss der mutmaßliche
Täter für vier Wochen in Unter-
suchungshaft. Das teilte das
Amtsgericht der norwegischen
Hauptstadt gestern mit. Die zu-
ständige Richterin Rikke Lassen
verhängte dabei ein für die ge-
samten vier Wochen geltendes
Brief- und Besuchsverbot, zwei
Wochen davon muss der Be-
schuldigte in vollständiger Iso-
lation verbringen.
Der Angreifer hatte in der

Nacht zum Samstag rund um ei-
ne beliebte Schwulen-Bar
Schüsse abgefeuert. Dabei wa-
ren zwei Menschen getötet und
21verletztworden.Dernorwegi-
sche Geheimdienst PST stuft die
Attacke als islamistischen Ter-
roranschlag ein. Ein 43 Jahre al-
ter Norweger mit iranischen
Wurzeln wurde bereits wenige
Minuten nach den ersten Schüs-
sen festgenommen. Das Tatmo-
tiv ist noch unklar, die Polizei
geht derzeit aber unter anderem
derTheorienach,dassessichbei
derTatumeinexplizitgegenHo-
mosexuellegerichtetesHassver-
brechen gehandelt haben könn-
te. (dpa)


